
Aktenzeichen: 3 AZR 601/99 
Bundesarbeitsgericht 3. Senat Urteil vom 26. September 2000 

- 3 AZR 601/99 -

1. Arbeitsgericht 
Dortmund

Urteil vom 1. September 1998 
-2  Ca 1562/98-

II. Landesarbeitsgericht 
Hamm

Urteil vom 10. August 1999 
- 6 Sa 2452/98 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse: Nein

Entscheidungsstichwort:
Teilwiderruf und Ablösung eines betrieblichen Versorgungswerks

Gesetze:
BetrAVG § 1 Widerruf, § 1 Ablösung, § 6, § 7 Abs. 1 Satz 3 Nr. 5 aF; 
BetrVG § 87 Abs. 1 Nr. 8, Nr. 10

Leitsätze:
keine
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BUNDESARBEITSGERICHT

3 AZR 601/99 
6 Sa 2452/98 
Landesarbeitsgericht 
Hamm

Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
26. September 2000

URTEIL
Kaufhold, Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle

In Sachen

Beklagte, Berufungsklägerin und Revisionsklägerin,

pp.

Kläger, Berufungsbeklagter und Revisionsbeklagter,

hat der Dritte Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund der mündlichen Verhandlung 

vom 26. September 2000 durch den Vorsitzenden Richter am Bundesarbeitsgericht 

Dr. Reinecke, die Richter am Bundesarbeitsgericht Bepler und Kreft, die ehrenamtli­

chen Richter Arntzen und Dr. Auerbach für Recht erkannt:

1. Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des Landesar­
beitsgerichts Hamm vom 10. August 1999 - 6 Sa 2452/98 - 
wird zurückgewiesen, soweit es über die Einführung der Ge­
samtversorgungsobergrenze und des Abschlags bei vorzei­
tiger Inanspruchnahme (§ 6 b Nr. 3 Richtlinien 1998) ent­
schieden hat.
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2. Im übrigen wird das Urteil des Landesarbeitsgerichts aufge­
hoben. Insoweit wird der Rechtsstreit zur anderweiten Ver­
handlung und Entscheidung, auch über die Kosten der Revi­
sion, an das Landesarbeitsgericht zurückverwiesen.

Von Rechts wegen!

Tatbestand

Die Parteien streiten um die Wirksamkeit eines Teilwiderrufs von Leistungen 

der betrieblichen Altersversorgung.

Der am 7. April 1941 geborene Kläger war bei der Beklagten und ihren 

Rechtsvorgängerinnen seit dem 1. November 1969 beschäftigt, zuletzt als Leiter der 

Verkaufsverwaltung bei der co op Supermarkt GmbH. Von 1988 bis 1990 war ihm Pro­

kura erteilt; der Abschluß und die Kündigung von Arbeitsverhältnissen bedurften aber 

der Zustimmung des Vorstandes. Anläßlich der Aufsichtsratswahlen 1994 war der Klä­

ger in die Liste der leitenden Angestellten aufgenommen worden. Sein Monatsgehalt 

betrug zuletzt 10.710,00 DM.

Das Arbeitsverhältnis des Klägers endete auf Grund ordentlicher Kündigung 

aus betriebsbedingten Gründen zum 31. März 1999.

Die Beklagte gewährt ihren Arbeitnehmern Leistungen der betrieblichen Al­

tersversorgung in einem Gesamtversorgungssystem über eine Gruppenunterstüt­

zungskasse, nämlich die Zuschußkasse der Konsumgenossenschaft Dortmund-Kassel 

eG, sowie eine Pensionskasse, die nunmehr die Bezeichnung Hamburger Pensions­

kasse trägt.

§ 8 des Dienstvertrages des Klägers bestimmt:

„(1) Der Mitarbeiter wird bei der Pensionskasse der deutschen 
Konsumgenossenschaften W aG  nach den „Allgemeinen 
Versicherungsbedingungen“ und den einschlägigen „Be­
sonderen Versicherungsbedingungen“ unter betriebsübli­
cher Aufbringung der Beiträge versichert.

(2) Der Mitarbeiter muß, soweit er nicht mehr angestellten­
versicherungspflichtig ist, von der Möglichkeit der freiwilli­
gen Weiterversicherung Gebrauch machen, co op Dort­
mund übernimmt die Hälfte der Beiträge.
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(3) Das Unternehmen erklärt sich bereit, dem Mitarbeiter nach 
Maßgabe der jeweiligen Richtlinien der Zuschußkasse der 
co op Dortmund eine Rente zu zahlen.“

Die Zuschußkasse wurde für Neuzugänge ab dem 1. April 1995 geschlossen.

Nach § 2 Abs. 2 der Satzung der Zuschußkasse vom 20. Januar 1997 sind ab 

dem 1. Mai 1997 Trägerunternehmen die Konsumgenossenschaft Dortmund-Kassel 

eG, die co op Supermarkt GmbH, die PRO Verbrauchermarkt GmbH, die allkauf-plaza 

GmbH, die TOP TEC Unterhaltungselektronic GmbH, die Globall Einkaufs GmbH, die 

allkon Logistik GmbH sowie die Bull Integris.

Nach § 3 Abs. 1 der Satzung erfolgen die Zuschüsse freiwillig mit der Mög­

lichkeit des Widerrufs oder der Kürzung auch für bereits laufende Leistungen; ein 

Rechtsanspruch auf die Zuschüsse besteht nicht. Nach § 3 Abs. 2 der Satzung werden 

die Zuschüsse an die versorgungsberechtigten Mitarbeiter nach Richtlinien gewährt, 

die der Vorstand aufstellt. Der Vorstand besteht nach § 7 Abs. 1 Satz 1 der Satzung in 

der Fassung vom 20. Januar 1997 aus drei durch Beschluß der Mitgliederversammlung 

auf unbestimmte Zeit bestellten Personen, von denen eine dem Betriebsrat angehört. 

Die Willenserklärungen des Vorstandes sind nach § 9 Abs. 1 der Satzung von minde­

stens zwei Vorstandsmitgliedern zu unterzeichnen.

In § 5 und § 6 der Richtlinien in der Fassung vom 12. März 1997 (RL 97) war 

die Höhe der Versorgungsleistungen wie folgt bestimmt: nach zehnjähriger ununterbro­

chener Dienstzeit 55 %, für jedes weitere vollendete Dienstjahr weitere 0,8 % bis zum 

Höchstsatz von 75 % des letzten Bruttomonatseinkommens. Auf die Gesamtversor­

gung werden Leistungen aus der gesetzlichen Rentenversicherung angerechnet. 

Ebenfalls angerechnet werden die Leistungen, welche die Hamburger Pensionskasse 

von 1905 gewährt. An diese zahlten die Beklagte und ihre Rechtsvorgängerinnen 

7,5 % des versicherungspflichtigen Einkommens, wobei im Innenverhältnis der Arbeit­

geber 4,5 %, der Kläger 3 % trug.

Mit Schreiben vom 23. Dezember 1997 erklärte die co op Supermarkt GmbH, 

die damalige Arbeitgeberin des Klägers, diesem gegenüber einen teilweisen Widerruf 

der zugesagten Altersversorgung. Entsprechende Schreiben erhielten etwa 5000 Ar­

beitnehmer der Beklagten und ihrer Rechtsvorgängerinnen. In dem Schreiben heißt es 

ua.:
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„wie Sie wissen, steckt unser Unternehmen seit geraumer Zeit 
in wirtschaftlichen Schwierigkeiten, die existenzbedrohend sind. 
Zuletzt haben wir im Geschäftsjahr 1996 hohe Verluste erlitten 
und auch die Hochrechnung für das Jahr 1997 weist Verluste in 
Millionenhöhe aus.

Aus diesem Grund sind wir leider gezwungen, alle betrieblichen 
Altersversorgungszusagen für die Zukunft zu widerrufen. Wich­
tig: In der Vergangenheit bis heute erworbenen Ansprüche blei­
ben von diesem Widerruf selbstverständlich völlig unberührt. ...

Die Geschäftsführung der co op Supermarkt GmbH hat be­
schlossen, für Beschäftigungszeiten ab dem 01.01.1998 keine 
Leistungen mehr zu gewähren. Das heißt: Ab 01.01.1998 wer­
den vom Arbeitgeber keine Beiträge mehr an die Hamburger 
Pensionskasse abgeführt. ... Sie als Mitarbeiterin haben jedoch 
weiterhin die Möglichkeit, Ihren eigenen Anteil (Grundlage, 3 % 
vom Gehalt des Monats Januar eines jeden Jahres) monatlich 
an die Hamburger Pensionskasse zu zahlen. ...

Des weiteren wird die Gesamtversorgungszusage nach den 
Richtlinien der Zuschußkasse der Konsumgenossenschaft 
Dortmund-Kassel e.V. von max. 75 % des letzten Bruttoein­
kommens auf max. 100%  des letzten Nettoeinkommens be­
schränkt.

Die in der Vergangenheit erworbenen Ansprüche (statischer 
Besitzstand) verlieren Sie selbstverständlich nicht. Sie erhalten 
in Kürze eine Leistungsbescheinigung, aus der Sie die Auswir­
kung auf Ihre persönliche Versorgungssituation entnehmen 
können.

Durch Beschluß des Vorstandes der Zuschußkasse vom 9. Juni 1998 wurden 

die Richtlinien der Zuschußkasse entsprechend rückwirkend zum 1. Januar 1998 ge­

ändert (RL 98). Das von dem Vorstandsmitglied V , dem Betriebsratsvorsitzenden G 

sowie dem Schriftführer K unterschriebene Protokoll über die Vorstandssitzung hat 

folgenden Wortlaut:

„Der Vorstand bzw. die Geschäftsführung der Trägerunterneh­
men, Konsumgenossenschaft Dortmund-Kassel eG, co op Su­
permarkt GmbH, PRO Verbrauchermarkt GmbH, haben mit 
Schreiben vom 23.12.1997 und die Geschäftsführung der allkon 
GmbH mit Schreiben vom 29.04.1998 die Versorgungszusage 
gemäß dem beiliegenden Entwurf zur Richtlinienänderung wi­
derrufen.

Der Vorstand der Zuschußkasse hat die Weisung erhalten, den 
Widerruf der Versorgung für die Zukunft in den Richtlinien um-
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zusetzen. Er beschließt diese Änderung unter folgendem Vor­
behalt:

• Die Rechtmäßigkeit des Widerrufes der Versorgungszusage 
wird derzeit gerichtlich geklärt. Sollte letztinstanzlich festge­
stellt werden, daß der Widerruf nicht rechtmäßig war, so 
sind die Richtlinien in der Form, in der sie sich vor dieser 
Richtlinienänderung befanden, wiederherzustellen.

Dieser Beschluß wird mit einer Stimme angenommen, Herr G 
enthält sich der Stimme.“

Der neu geschaffene § 6 b RL 98 regelt unter der Überschrift „Besitzstände“

„Die am 31.12.1997 erreichten Besitzstände auf Leistun­
gen der betrieblichen Altersversorgungen (Zuschußkasse 
der Konsumgenossenschaft Dortmund-Kassel e.V., ein­
schließlich der Hamburger Pensionskasse) ermitteln sich, 
einschließlich der Einführung der 100 % Nettobegrenzung 
nach den Grundsätzen des Bundesarbeitsgerichtes 
(BAG) wie folgt:

1. Die Gesamtversorgung ist die jeweilige Altersrente nach 
den Richtlinien der Zuschußkasse vom 12.03.1997 bei 
Vollendung des 65. Lebensjahres unter Zugrundelegen 
des Berechnungseinkommens, wobei die in Abzug zu 
bringenden Sozialversicherungsleistungen nach dem der­
zeit zulässigen steuerlichen Näherungsverfahren ermittelt 
... (werden). Diese erreichbare Rente wird multipliziert mit 
dem Verhältnis der tatsächlichen Betriebszugehörigkeit 
bis zum 31.12.1997 zu derjenigen, bis zur Vollendung des 
65. Lebensjahres. Für die Dienstzeit ab 01.01.1998 wer­
den keine Leistungen mehr gewährt....

3. Die vorzeitigen Leistungen errechnen sich auf Basis der 
erreichten Altersrente gemäß Ziffer 1, jedoch wegen des 
vorzeitigen Leistungsbezuges gekürzt im Verhältnis der 
bis zum Versorgungsfalleintritt tatsächlich erbrachten bis 
zum Alter 65 möglichen Dienstzeit.

Bei den Trägerunternehmen der Konsumgenossenschaft 
Dortmund-Kassel eG, co op Supermarkt GmbH und PRO 
Verbrauchermarkt GmbH erfolgen ab dem 01.01.1998 
keine Zuwächse mehr.

Bei dem Trägerunternehmen allkon Logistik GmbH erfol­
gen ab dem 01.05.1998 kein Zuwächse mehr.

4. Die in § 6 b Abs. 1 - 3 aufgeführten Regelungen gelten für 
die Trägerunternehmen, in denen der Widerruf der Alters­
versorgungszusagen erfolgt ist (...).“
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]
j
| Der Betriebsrat wurde über den Widerruf und den Inhalt der Neuregelungen

j informiert. Ein förmliches Mitbestimmungsverfahren wurde nicht eingeleitet.
j

Der Kläger erhielt unter dem 5. Mai 1999 eine Leistungsbescheinigung, aus 

der sich eine bis zum 31. Dezember 1997 erworbene Anwartschaft von 2.984,37 DM, 

mindestens jedoch die erworbene Anwartschaft aus der Hamburger Pensionskasse 

iHv. 3.494,40 DM ergibt.

Mit der Klage wehrt sich der Kläger gegen den Teilwiderruf. Er macht geltend, 

seine Versorgungsanwartschaft bemesse sich weiter nach den Richtlinien in der Fas­

sung vom 12. März 1997. Die geänderten Richtlinien seien schon deshalb unwirksam, 

weil der Betriebsrat an ihrer Aufstellung nicht beteiligt worden sei. Der Kläger hat auch 

die von der Beklagten für den Teilwiderruf im einzelnen geltend gemachten wirtschaftli­

chen Gründe bestritten. Eine Notlage der co op Supermarkt GmbH sei nicht festzu­

stellen. Der Widerruf der Altersversorgungszusage sei zu einem Zeitpunkt erfolgt, zu 

dem die Übernahme eines Großteils der Märkte durch die EDEKA-Gruppe bereits 

perfekt gewesen sei. Der Widerruf habe nur dazu gedient, die Übernahme „billiger“ zu 

machen.

Der Kläger hat zuletzt sinngemäß beantragt

festzustellen, daß der Widerruf der Altersversorgungszusagen 
durch die Beklagte mit Schreiben vom 23. Dezember 1997 für 
die Zukunft unwirksam ist und die Beklagte verpflichtet ist, ihn 
zu unveränderten Bedingungen des Arbeitsvertrages vom 
22. Juni 1970 in Verbindung mit den Richtlinien für die Gewäh­
rung von Zuschüssen aus der Zuschußkasse der Konsumge­
nossenschaft Dortmund-Kassel e.V. in der bis zum 
31. Dezember 1997 geltenden Fassung in Verbindung mit der 
Satzung der Hamburger Pensionskasse von 1905 Versiche­
rungsverein auf Gegenseitigkeit Altersversorgung zu gewähren.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Sie hat geltend gemacht, 

der Widerruf sei aus wirtschaftlichen Gründen unumgänglich gewesen. Die Konsum­

genossenschaft und ihre Tochtergesellschaften hätten im Sommer 1997 praktisch vor 

der Zahlungsunfähigkeit gestanden. Ohne die Entlastung durch einen Teilwiderruf der 

Unterstützungskassenzusagen, der bei rund 38 Mio. DM gelegen habe, wäre im Jahre 

1998 Überschuldung eingetreten. Auf ein Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats könne 

der Kläger sich schon deshalb nicht berufen, weil er leitender Angestellter gewesen 

sei. Im übrigen sei eine Beteiligung des Betriebsrats an der Neuregelung der Richtlini­

en der Zuschußkasse auch nicht erforderlich gewesen, da Mittel, die für die Zeit ab
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dem 1. Januar 1998 anderweitig hätten verteilt werden können, nicht zur Verfügung 

gestanden hätten. Die Versorgungszusage sei lediglich zeitanteilig verkleinert worden. 

Der Widerruf sei aber auch unter Beteiligung des Betriebsrats zustande gekommen, da 

er von dem - paritätisch besetzten - Vorstand der Zuschußkasse umgesetzt worden 

sei. Eine andere Lösung hätte auch der Betriebsrat nicht durchsetzen können. Die 

Rückführung auf einen Versorgungsgrad von 100% des Nettoberechnungseinkom­

mens sei nach der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts zur Vermeidung einer 

Überversorgung im Vergleich zum ursprünglichen Versorgungsziel nicht zu beanstan­

den.

Arbeitsgericht und Landesarbeitsgericht haben der Klage stattgegeben. Mit ih­

rer Revision verfolgt die Beklagte ihren Klageabweisungsantrag weiter.

Entscheidungsgründe

Die Revision der Beklagten ist teilweise begründet.

Das Landesarbeitsgericht hat die Unwirksamkeit des Teilwiderrufs der 

Rechtsvörgängerin der Beklagten vom 23. Dezember 1997 und der Neuregelungen in 

der Richtlinie 1998 zu Recht festgestellt, soweit dadurch eine Gesamtversorgungs­

obergrenze von 100 % des letzten Nettomonatsverdienstes und ein Abschlag vom 

Versorgungsanspruch bei dessen vorzeitiger Inanspruchnahme nach § 6 b Nr. 3 der 

Richtlinien 1998 neu eingeführt worden sind. Insoweit hat die Rechtsvorgängerin der 

Beklagten die Mitbestimmungsrechte des bei ihr bestehenden Betriebsrats verletzt. Im 

übrigen, was die Einstellung der Beitragszahlungen an die Pensionskasse und die 

Festschreibung des Versorgungsbesitzstandes auf den 31. Dezember 1997 angeht, ist 

der Rechtsstreit noch nicht zur Entscheidung reif. Insoweit kommt es darauf an, ob für 

diese Eingriffe in das Versorgungswerk die erforderlichen materiellen Eingriffsgründe 

bestanden. Zu deren Feststellung war der Rechtsstreit an das Landesarbeitsgericht 

zurückzuverweisen.

I. Es kommt auch im Verhältnis zum Kläger auf den Umfang und die Wahrung 

der Mitbestimmungsrechte des Betriebsrats an. Ob der Kläger bei der Beklagten als 

leitender Angestellter iSd. § 5 Abs. 3 BetrVG beschäftigt war, ist nicht entscheidungs­

erheblich. Dies hat das Landesarbeitsgericht zu Recht angenommen.
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Der Arbeitsvertrag des Klägers bestimmt in § 8, daß der Kläger bei der Pensi­

onskasse der deutschen Konsumgenossenschaft nach den dort geltenden Versiche­

rungsbedingungen unter betriebsüblicher Aufbringung der Beiträge versichert wird und 

von seiner Arbeitgeberin eine Rente nach Maßgabe der jeweiligen Richtlinien der Zu­

schußkasse der co op Dortmund erhalten wird. Er soll damit insgesamt, was seine 

Versorgungsrechte angeht, nach den für alle Arbeitnehmer geltenden Bestimmungen 

behandelt werden. Soweit Regelungen oder Regelungsänderungen - und sei es auch 

wegen einer Verletzung von Mitbestimmungsrechten des Betriebsrats - für die Beleg­

schaft im übrigen unwirksam sind, sind sie nach seinem Arbeitsvertrag auch für den 

Kläger unwirksam.

II. Die Rechtsvorgängerin der Beklagten hat mit ihrem formularmäßigen Schrei­

ben vom 23. Dezember 1997 dreifach in das bis dahin in ihrem Betrieb und damit je­

denfalls auf Grund der arbeitsvertraglichen Bezugnahme auch für den Kläger geltende 

Versorgungswerk eingegriffen: sie hat ihre Verpflichtung, Arbeitgeberbeiträge an die 

Hamburger Pensionskasse zu zahlen, ebenso widerrufen wie jegliche weitere Zuwäch­

se aus der unter Einschaltung der Zuschußkasse versprochenen Zusatzversorgung. 

Darüber hinaus hat sie ihre Versorgungszusage durch zusätzliche Einführung einer 

Gesamtversorgungsobergrenze in Höhe von 100 % der letzten Nettobezüge einge­

schränkt. Diese Eingriffe sind durch die RL 98 umgesetzt und in § 6 b Nr. 3 um eine 

neue Kürzungsregelung für den Fall der vorzeitigen Inanspruchnahme der Betriebs­

rente (§ 6 BetrAVG) ergänzt worden.

III. Diese Eingriffe der Rechtsvorgängerin der Beklagten in das bei ihr geltende 

Versorgungswerk im Jahre 1998 waren nach § 87 BetrVG mitbestimmungspflichtig, 

soweit durch sie die zusätzliche Gesamtversorgungsobergrenze von 100 % des Netto­

berechnungseinkommens und ein Abschlag durch zeitratierliche Kürzung für den Fall 

eines vorzeitigen Bezugs der Betriebsrente eingeführt worden sind. Die Einstellung der 

Beitragszahlungen an die Pensionskasse und der Widerruf von Zuwächsen bei der 

Unterstützungskassenversorgung unterlagen demgegenüber nicht dem Mitbestim­

mungsrecht des Betriebsrats.

1. Das Recht des Betriebsrats, bei der Regelung von Fragen der betrieblichen 

Altersversorgung mitzubestimmen, ergibt sich aus § 87 Abs. 1 Nr. 10 BetrVG, wenn 

der Arbeitgeber sich verpflichtet hat, selbst Versorgungsbezüge zu erbringen. Hat der 

Arbeitgeber versprochen, Versorgungsleistungen unter Einschaltung eines Versor-
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gungsträgers, also insbesondere einer Pensions- oder Unterstützungskasse, zu ver­

schaffen, ist § 87 Abs. 1 Nr. 8 BetrVG einschlägig. Dabei ist sowohl im Rahmen des 

§ 87 Abs. 1 Nr. 10 BetrVG, bei der Regelung von Fragen der Lohngestaltung, als auch 

bei § 87 Abs. 1 Nr. 8 BetrVG, wenn es um die Form, Art und Ausgestaltung von So­

zialeinrichtungen geht, zwischen mitbestimmungsfreien unternehmerischen Grundent­

scheidungen und der konkreten Ausgestaltung der Leistungsordnung zu unterschei­

den, die mitbestimmungspflichtig ist. Dabei soll das Mitbestimmungsrecht der Durch­

sichtigkeit des innerbetrieblichen Entgeltgefüges und der Wahrung der innerbetriebli­

chen Entgeltgerechtigkeit dienen (BAG GS 3. Dezember 1991 - GS 2/90 - BAGE 69, 

134, 158; Fitting/Kaiser/Heither/Engels BetrVG 20. Auf!. § 87 Rn. 402jeweils mwN).

Für die nicht auf Gesetz oder Tarifvertrag beruhende betriebliche Altersver­

sorgung hat der Senat die Abgrenzung zwischen mitbestimmungsfreien Grundent­

scheidungen und mitbestimmungspflichtigen Ausgestaltungsregelungen in ständiger 

Rechtsprechung wie folgt vorgenommen: Mitbestimmungsfrei ist die Entscheidung des 

Arbeitgebers, ob er überhaupt betriebliche Altersversorgung gewährt und welche Mittel 

er dafür zur Verfügung stellt, dh. welchen Dotierungsrahmen er vorgibt. Damit zusam­

men hängt die Wahl des Durchführungsweges, die ebensowenig der Mitbestimmung 

des Betriebsrats unterliegt wie die Festlegung des Kreises der vom betrieblichen Ver­

sorgungswerk begünstigten Arbeitnehmer. Mitbestimmungspflichtig sind demgegen­

über alle Regelungen, mit denen die zur Verfügung stehenden Mittel auf die Begün­

stigten verteilt werden, sowie ggf. die Regeln über die Verwaltung der vom Trägerun­

ternehmen eingeschalteten Sozialeinrichtung {grundlegend BAG 12. Juni 1975 - 3 ABR 

13/74 - BAGE 27, 194, 198 ff.; 12. Juni 1975 - 3 ABR 137/73 - AP BetrVG 1972 § 87 

Altersversorgung Nr. 2, zu II B 2, 3 der Gründe mit Anm. Steindorff; 12. Juni 1975 - 3 

ABR 66/74 - AP BetrVG 1972 § 87 Altersversorgung Nr. 3, zu II B 2 der Gründe mit 

Anm. Biomeyer). Diese Grundsätze gelten entsprechend, wenn es um die Kürzung 

oder Einstellung von Versorgungsleistungen geht. Dabei führt vielfach die Reduzierung 

des Dotierungsrahmens zu der - von einer solchen Maßnahme nicht trennbaren - Auf­

gabe, die verbliebenen Mittel nach durchschaubaren und den Gerechtigkeitsvorstellun­

gen der Betriebspartner entsprechenden Kriterien auf die begünstigten Arbeitnehmer 

zu verteilen. Insoweit hat der Betriebsrat mitzubestimmen. Mitbestimmungsfrei sind 

solche Eingriffe nur dann, wenn aus tatsächlichen oder rechtlichen Gründen kein Ver­

teilungsspielraum für die verbliebenen Versorgungsmittel bleibt, ein abweichender Lei­

stungsplan also nicht aufgestellt werden kann (BAG 26. April 1988 - 3 AZR 168/86 - 

BAGE 58, 156, zu II 3 b der Gründe mwN; 11. Mai 1999 - 3 AZR 21/98 - BAGE 91,
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370, 322 = AP BetrAVG § 1 Betriebsvereinbarung Nr. 6 mit insoweit zust. Anm. Käpp- 

ler [zu 3.]).

2. Nach diesen Grundsätzen bestand ein Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats 

bei der betriebsweiten Einführung einer Gesamtversorgungsobergrenze von 100 % des 

letzten Nettoeinkommens durch den Teilwiderruf vom 23. Dezember 1997 und dessen 

Umsetzung in § 6 b Eingangssatz RL 98 sowie bei der Einfügung einer zeitanteiligen 

Kürzung der erreichbaren Vollrente bei deren vorgezogener Inanspruchnahme in § 6 b 

Abs. 3 Satz 1 RL 98.

a) Eine Versorgungsordnung wie die RL 97 der Beklagten, die dynamische Be­

triebsrenten mit einer Gesamtversorgungsobergrenze von 75 % des letzten Bruttoar­

beitsentgelts vorsah, kann zwar wegen einer grundlegenden Änderung der Geschäfts­

grundlage an die geänderte Lage angepaßt werden, wenn es auf Grund dieser Rege­

lung planwidrig zu einer Gesamtversorgung von erheblich mehr als 100 % der letzten 

Nettobezüge, einer sog. Überversorgung, kommt. Als zulässige Reaktion auf eine sol­

che planwidrig eingetretene Überversorgung kommt regelmäßig auch die Einführung 

einer nettoentgeltbezogenen Gesamtversorgungsobergrenze in Betracht (BAG 9. Juli 

1985 - 3 AZR 546/82 - AP BetrAVG § 1 Ablösung Nr. 6 = EzA BetrAVG § 1 Nr. 37; 

9. April 1991 - 3 AZR 598/89 - BAGE 67, 385, 391 ff.; 23. September 1997 - 3 ABR 

85/96 - BAGE 86, 312, 318 ff. = AP BetrAVG § 1 Ablösung Nr. 26 mit zust. Anm. Hö- 

fer/Lerner). Die Entscheidung darüber, wie genau die bisherige Versorgungsregelung 

an die veränderte Situation anzupassen ist, ist jedoch keine mitbestimmungsfreie un­

ternehmerische Grundentscheidung, sondern eine Festlegung neuer Verteilungsgrund­

sätze. Es gibt mehrere Regelungsalternativen mit unterschiedlichen Verteilungseffek­

ten, wie man die bisherige Regelung der veränderten Lage anpaßt (ebenso schon BAG 

9. Juli 1985 - 3 AZR 546/82 - AP BetrAVG § 1 Ablösung Nr. 6 = EzA BetrAVG § 1 

Nr. 37, zu II 1 der Gründe). Neben der Einführung einer Nettogesamtversorgungsgren­

ze kann eine Anpassung beispielsweise auch durch eine Herabsetzung des Bruttover­

sorgungsgrades erfolgen.

b) Entsprechendes gilt für die - nicht als Reaktion auf die geringere Betriebstreue 

sondern wegen des vorzeitigen Bezugs - erfolgte Neueinführung einer zeitratierlichen 

Kürzung bei vorgezogener Inanspruchnahme der Betriebsrente durch § 6 b Abs. 3 RL 

98. Auch hier sind andere Regelungen zum Ausgleich für die auf Grund von § 6
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BetrAVG eintretenden Verschiebungen des Leistungsumfangs denkbar, wie etwa die 

Einführung eines versicherungsmathematischen Abschlags.

3. Die beiden weiteren Eingriffe der Rechtsvorgängerin der Beklagten in das bei 

ihr bestehende Versorgungswerk unterlagen demgegenüber entgegen der Auffassung 

des Klägers und des Landesarbeitsgerichts nicht dem Mitbestimmungsrecht des Be­

triebsrats. Insoweit bestehen keine vom Widerrufs- und Neuregelungsziel abweichen­

den Regelungsmöglichkeiten.

a) Die Rechtsvorgängerin der Beklagten hat durch ihr Schreiben vom 23. De­

zember 1997 unter Berufung auf ihre schwierige wirtschaftliche Situation ihre zumin­

dest auf eine betriebliche Übung zurückgehende, im Falle des Klägers zusätzlich in § 8 

Abs. 3 des Dienstvertrages aufgenommene Verpflichtung widerrufen, Arbeitgeberbei­

träge zur Hamburger Pensionskasse zugunsten des Klägers und ihrer übrigen Mitar­

beiter abzuführen. Sie hat damit ihren Willen zum Ausdruck gebracht, für eine Versor­

gung ihrer Mitarbeiter unter Einschaltung der Pensionskasse keine eigenen Mittel mehr 

aufzubringen. Damit scheidet eine mitbestimmte Regelung zur Neuverteilung von nach 

diesem Eingriff verbliebenen Versorgungsmitteln aus.

Eine derartige Gestaltungsmöglichkeit ergibt sich entgegen der Auffassung 

des Klägers und des Landesarbeitsgerichts auch nicht aus einer Zusammenschau mit 

der zeitgleich eingeführten nettoentgeltbezogenen Gesamtversorgungsobergrenze. Die 

Rechtsvorgängerin der Beklagten beabsichtigte hiermit keinen verschlechternden Ein­

griff in das Versorgungswerk, der im Zuge von Verhandlungen mit dem Betriebsrat 

durch eine weitere Absenkung der Gesamtversorgungsobergrenze, etwa auf 90 %, wie 

das Landesarbeitsgericht es für möglich gehalten hat, hätte verstärkt werden können, 

so daß Mittel für eine vollständige oder teilweise Beitragsfortführung bei der Pensions­

kasse zur Verfügung gestanden hätten. Die Beklagte wollte insoweit lediglich ange­

messen auf die nach ihrer Auffassung planwidrig eingetretene Überversorgung reagie­

ren und so nur den ursprünglichen Dotierungsrahmen wiederherstellen. Eine weiterge­

hende Absenkung der Gesamtversorgungsobergrenze unter Berufung auf eine einge­

tretene wirtschaftliche Notlage hätte mit hoher Wahrscheinlichkeit Eingriffe in insol­

venzgeschützte Besitzstände zur Folge gehabt, die nur nach vorheriger Einschaltung 

des Pensionssicherungsvereins möglich gewesen wären (§ 7 Abs. 1 Satz 3 Nr. 5 

BetrAVG aF). Einen solchen Eingriff kann der Betriebsrat nicht erzwingen.
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b) Auch die durch das Schreiben vom 23. Dezember 1997 und § 6 b Abs. 1 RL 

98 umgesetzte Entscheidung der Rechtsvorgängerin der Beklagten, alle Zuwächse in 

der Unterstützungskassen-Versorgung ab dem 1. Januar 1998 auszuschließen, den 

bis dahin erreichten Versorgungsbesitzstand also einzufrieren, war mitbestimmungsfrei 

möglich. Auch insoweit bestand keine Möglichkeit für eine mitbestimmte Neuverteilung 

der verbliebenen Versorgungsmittel. Die Rechtsvorgängerin hat durch ihren Widerruf 

nur den vorgegebenen Dotierungsrahmen mitbestimmungsfrei verringert.

Was im Betriebsrentenrecht unter dem Dotierungsrahmen zu verstehen ist, ist 

noch nicht in allen Einzelheiten geklärt. Er läßt sich jedenfalls nicht allein durch einen 

Geldbetrag ausdrücken (vgl. hierzu etwa Höf er BetrAVG Band I Stand Juli 2000 ART  

Rn. 779 ff.). Im vorliegenden Zusammenhang genügt es, an die ständige Senatsrecht­

sprechung zu den unterschiedlichen Versorgungsbesitzständen anzuknüpfen (grundle­

gend BAG 17. April 1985 - 3 AZR 72/83 - BAGE 49, 57, 66)\ Danach hat man sich 

dessen Zusammensetzung in drei diesen Versorgungsbesitzständen entsprechenden 

Teilen vorzustellen: den Teil, der durch die von den Begünstigten bereits erdienten 

Besitzstände gebildet wird, einen weiteren Teil aus einer etwa erdienten Dynamik so­

wie schließlich den Wert der möglichen dienstzeitabhängigen Zuwächse. Für jeden 

Eingriff in eine dieser Stufen bedarf es eines Rechtfertigungsgrundes anderer Intensi­

tät. Hat der Arbeitgeber einen für einen solchen Eingriff in eine dieser Stufen und damit 

in einen Teil des Versorgungswerks ausreichenden Grund und will er den Dotierungs­

rahmen um diesen Teil verringern, kann er dies grundsätzlich mitbestimmungsfrei tun 

(ebenso BAG 11. Mai 1999 - 3 AZR 21/98 - BAGE 91, 310, 322 = AP BetrAVG § 1 Be­

triebsvereinbarung Nr. 6 mit insoweit zust. Anm. Käppler [zu 3.]). Nur wenn er insoweit 

seine Eingriffsmöglichkeiten nicht ausschöpft, etwa trotz ausreichender Gründe künfti­

ge Zuwächse nicht gänzlich widerruft, sondern nur eine langsamere Steigerung der 

Versorgungsanwartschaft erreichen will, oder zwar alle verfallbaren Anwartschaften 

widerruft, die zum Zeitpunkt des Widerrufs unverfallbaren Anwartschaften aber nicht 

auf diesen Zeitpunkt festschreibt, sondern weiter anwachsen läßt (vgl. hierzu BAG 26. 

April 1988 - 3 AZR 168/86 - BAGE 58, 156), bleibt für eine mitbestimmte anderweitige 

Neuverteilung Raum. Sonst bestünde diese Möglichkeit nur, wenn der Arbeitgeber 

Mittel für eine Neuverteilung dadurch frei machte, daß er in besser geschützte Besitz­

stände teilweise eingriffe und sich auf stärkere Eingriffsgründe beriefe, als er dies ei­

gentlich will. Dies kann der Betriebsrat indes nicht erzwingen.
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IV. Die Rechtsvorgängerin der Beklagten hat das Mitbestimmungsrecht des bei 

ihr bestehenden Betriebsrats aus § 87 BetrVG bei dem nach alledem teilweise mitbe­

stimmungspflichtigen Widerruf vom 23. Dezember 1997 und dessen Umsetzung durch 

§ 6 b RL 98 verletzt.

1. Sie hat den Betriebsrat zwar über die von ihr beabsichtigten Eingriffe in das 

Versorgungswerk informiert. Sie hat aber weder um dessen Zustimmung gebeten, 

noch hat der Betriebsrat beschlossen, der beabsichtigten Maßnahme zuzustimmen. 

Eine bloße Anhörung wahrt das Mitbestimmungsrecht aus § 87 BetrVG nicht.

2. Dem Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats ist auch nicht dadurch Rechnung 

getragen worden, daß der Betriebsratsvorsitzende G bei der Neufassung der Versor­

gungsrichtlinien in der Zuschußkasse mitgewirkt hat. Dies gilt auch dann, wenn man in 

dem Widerrufsschreiben der Rechtsvorgängerin der Beklagten insoweit nur eine An­

kündigung der in den RL 98 umgesetzten Versorgungsneuregeiung sehen wollte, so 

daß es entscheidend darauf ankäme, daß bei dieser Neuregelung die Mitbestimmungs­

rechte des Betriebsrates gewahrt wurden.

a) Werden Leistungen der betrieblichen Altersversorgung unter Einschaltung 

einer Unterstützungskasse wie der Zuschußkasse der co op Dortmund und nach Maß­

gabe von deren Versorgungsrichtlinien erbracht, muß das Mitbestimmungsrecht aus 

§ 87 Abs. 1 Nr. 8 BetrVG nicht notwendig durch Einschaltung des Betriebsrats des 

Trägerunternehmens gewahrt werden. Bei rechtlich selbständigen, tatsächlich aber 

abhängigen Sozialeinrichtungen kann das Mitbestimmungsrecht in der Weise ausgeübt 

werden, daß der Betriebsrat auf der Grundlage einer Vereinbarung der Betriebspartner 

Vertreter in die Organe der Sozialeinrichtung entsendet und mitbestimmungspflichtige 

Fragen nur noch in den Beschlußgremien der Sozialeinrichtung behandelt werden. 

Eine solche organschaftliche Mitbestimmung genügt den Anforderungen des § 87 

Abs. 1 Nr. 8 BetrVG, wenn der Betriebsrat in den Entscheidungsgremien paritätisch 

vertreten ist {BAG 13. Juli 1978 - 3 ABR 108/77 - BAGE 31, 11, 17 = AP BetrVG 1972 

§ 87 Altersversorgung Nr. 5 mit Anm. Hanau).

Betreiben mehrere nicht konzerngebundene Trägerunternehmen gemeinsam 

eine Gruppenunterstützungskasse, kommt nach der bisherigen Rechtsprechung des 

Senats {BAG 22. April 1986 - 3 AZR 100/83 - BAGE 51, 387 = AP BetrVG 1972 § 87 

Altersversorgung Nr. 13 mit Anm. Schulin; 9. Mai 1989 - 3 AZR 439/88 - BAGE 62, 26 

= AP BetrVG 1972 § 87 Altersversorgung Nr. 18 mit Anm. von Hoyningen-Huene) je-
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- 14-

denfalls dann kein Mitbestimmungsrecht nach § 87 Abs. 1 Nr. 8 BetrVG in Betracht, 

wenn deren satzungsmäßigen Organe über Form, Ausgestaltung und Verwaltung 

mehrheitlich entscheiden. In solchen Fällen haben die Betriebsräte der einzelnen Trä­

gerunternehmen nur nach § 87 Abs. 1 Nr. 10 BetrVG bei der Festlegung des Abstim­

mungsverhaltens ihres Unternehmens bei Beschlüssen des Vorstandes der Grup­

penunterstützungskasse mitzubestimmen.

b) Es kann dahin stehen, ob bei der Zuschußkasse der co op Dortmund, die in 

besonderer Weise an den unter Führung der Beklagten stehenden Konzern gebunde­

nen ist, bei entsprechender Zusammensetzung des Führungsorgans dieser Sozialein­

richtung eine organschaftliche Mitbestimmung nach § 87 Abs. 1 Nr. 8 BetrVG an sich in 

Betracht gekommen wäre. Das Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats nach § 87 Abs. 

1 BetrVG ist jedenfalls im vorliegenden Fall nicht auf diese Weise berücksichtigt wor­

den.

aa) Eine organschaftliche Ausübung des Mitbestimmungsrechts scheidet nach 

den Feststellungen des Landesarbeitsgerichts schon deshalb aus, weil der Vorstand 

der Zuschußkasse nicht paritätisch besetzt war. Hiernach bestand der Vorstand aus 

drei Personen, von denen nur eine dem Betriebsrat angehörte.

bb) Auch dann, wenn man den Vortrag der Beklagten in der Revisionsinstanz be­

rücksichtigt, der Vorstand der Zuschußkasse habe im fraglichen Zeitraum nur aus zwei 

Personen bestanden, darunter dem Betriebsratsvorsitzenden G , ändert sich an die­

sem Ergebnis nichts. Auf die Aufklärungsrüge der Beklagten in diesem Zusammen­

hang kommt es nicht an.

Da nach der ursprünglichen Besetzung des Vorstandes eine organschaftliche 

Mitbestimmung ausschied, hätte für die Annahme einer organschaftlichen Mitbestim­

mung neben der paritätischen Besetzung des Vorstandes der Zuschußkasse auch 

feststehen müssen, daß im Zusammenhang mit der Veränderung der Zusammenset­

zung des Vorstandes eine Vereinbarung zwischen den Betriebspartnern getroffen wor­

den wäre, wonach die Mitbestimmungsrechte der Betriebsräte der Trägerunternehmen 

durch das von der Arbeitnehmerseite entsandte Betriebsratsmitglied wahrgenommen 

werden. Eine solche Vereinbarung behauptet die Beklagte nicht.

Im übrigen zeigt das Protokoll des Beschlusses des Vorstandes der Zuschuß­

kasse vom 9. Juni 1998, daß es dort nicht um eine selbständige Entscheidungsfindung
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gegangen ist, an der sich der Betriebsratsvorsitzende G beteiligt hat, sondern um die 

Umsetzung einer „Weisung“ des herrschenden Trägerunternehmens.

Es kann angesichts dessen offenbleiben, ob für die Wahrnehmung der Mitbe­

stimmungsrechte aus § 87 Abs. 1 Nr. 8 BetrVG in dem Organ einer rechtlich selbstän­

digen Sozialeinrichtung die für diese selbständige juristische Person allgemein gültigen 

Regeln maßgeblich sind, oder ob sie durch die Anforderungen des § 87 Abs. 1 BetrVG 

modifiziert werden müssen. Es kann deshalb unentschieden bleiben, ob die für eine 

vereinsrechtliche Beschlußfassung ausreichende Stimmenthaltung des Betriebsrats­

vorsitzenden G bei der Neuregelung der RL 98 (vgl. hierzu nur BGH 25. Januar 1982 - 

I IZR 164/81 - BGHZ 83, 35; MünchKomm/Reuter BGB 3. Aufl. § 32 Rn. 31 f.) zugleich 

auch den Anforderungen an eine betriebsverfassungsrechtliche Mitbestimmung bei der 

Beschlußfassung genügt hätte oder ob es insoweit einer ausdrücklichen Zustimmung 

bedurft hätte.

3. Auf Grund der fehlenden Mitwirkung des Betriebsrats ist die Neuregelung im 

Versorgungswerk der Rechtsvorgängerin der Beklagten aus dem Jahre 1998 insoweit 

unwirksam, wie sie mitbestimmungspflichtig war.

a) Der Widerruf von Leistungen oder Anwartschaften der betrieblichen Altersver­

sorgung zur Durchsetzung eines neuen Leistungsplanes ist unwirksam, wenn und so­

weit der Arbeitgeber das Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats bei der Aufstellung 

dieses neuen Leistungsplans verletzt hat. Dies gilt auch dann, wenn die Leistungen 

unter Einschaltung einer Unterstützungskasse gewährt werden. Der Arbeitgeber muß 

zunächst die Zustimmung des Betriebsrats einholen, bevor er eine neue Leistungsord­

nung der Unterstützungskasse bekannt gibt. Eine vorherige verschlechternde Neure­

gelung von Versorgungsrichtlinien ist den betroffenen Arbeitnehmern gegenüber un­

wirksam (BAG 26. April 1988 - 3 AZR 168/86 - BAGE 58, 156, zu II 3 b der Gründe 

unter Aufgabe von BAG 13. Juli 1978 - 3 ABR 108/77 - BAGE 31, 11, 19 = AP BetrVG 

1972 § 87 Altersversorgung Nr. 5 mit Anm. Hanau).

Hat ein Arbeitgeber, der sich an einer Gruppenunterstützungskasse beteiligt 

hat, das Mitbestimmungsrecht seines Betriebsrates verletzt, führt dies allerdings re­

gelmäßig nicht ohne weiteres zur Unwirksamkeit einer entsprechenden Änderung der 

Versorgungsrichtlinien. Dies ist dann der Fall, wenn sich feststellen läßt, daß die Be­

achtung des Mitbestimmungsrechts für die Begünstigten die nachteilige Änderung der 

Leistungsrichtlinien ganz oder teilweise verhindert hätte. Hieran ist insbesondere dann
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zu denken, wenn eine mitbestimmte Entscheidung des Trägerunternehmens in der 

Gruppenunterstützungskasse mit hoher Wahrscheinlichkeit hätte durchgesetzt werden 

können (BAG 9. Mai 1989 - 3 AZR 439/88 - BAGE 62, 26, 32 ff. = AP BetrVG 1972 

§ 87 Altersversorgung Nr. 18 mit Anm. von Hoyningen-Huene).

b) Obwohl vorliegend Versorgung unter Einschaltung einer Gruppenunterstüt­

zungskasse versprochen worden ist, gelten nicht die zuletzt genannten eingeschränk­

ten Rechtsfolgen einer Verletzung des Mitbestimmungsrechts in einem Trägerunter­

nehmen. Aus der teilweisen Unwirksamkeit des Widerrufs des Trägerunternehmens 

folgt hier vielmehr unmittelbar die Unwirksamkeit der dem entsprechenden Richtlinien­

änderung.

Es geht anders als im Senatsurteil vom 9. Mai 1989 (aaO) bei der Zuschuß­

kasse der Konsumgenossenschaft Dortmund-Kassel eG nicht um eine Gruppenunter­

stützungskasse, bei der die Mehrheit der Trägerunternehmen darüber entscheidet, 

welche Regelungen für die Mitarbeiter aller Trägerunternehmen gelten, so daß die Re­

gelungsvorstellungen einzelner Trägerunternehmen nicht ohne weiteres durchsetzbar 

wären. Der Vorstand der Zuschußkasse hat die RL 97 vielmehr ausweislich des Proto­

kolls vom 9. Juni 1998 nicht auf Grund einer eigenen autonomen Entscheidung geän­

dert, sondern ausschließlich nach Maßgabe der durch die einzelnen Trägerunterneh­

men erfolgten Widerrufe. In Konsequenz dessen hat er in § 6 b Abs. 3 RL 98 sogar für 

einzelne Trägerunternehmen unterschiedliche Änderungen der RL97 vorgenommen 

und in § 6 b Abs. 4 RL 98 die Trägerunternehmen von der Neuregelung ausgenom­

men, die gegenüber ihren Mitarbeitern keinen Widerruf erklärt hatten. Angesichts des­

sen schlägt eine Teilunwirksamkeit des Widerrufs vom 23. Dezember 1997 unmittelbar 

auf die entsprechenden Neuregelungen der RL 98 durch.

V. Nach alledem ist die Neuregelung des Versorgungswerks der Rechtsvorgän­

gerin der Beklagten durch den Widerruf vom 23. Dezember 1997 und die RL 98 wegen 

fehlender Mitwirkung des Betriebsrats unwirksam, soweit es um die Einführung der 

Gesamtversorgungsobergrenze und der zeitanteiligen Kürzung bei vorgezogener Inan­

spruchnahme ging. Insoweit ist die Revision der Beklagten unbegründet, weil das Lan­

desarbeitsgericht zutreffend entschieden hat. Hieraus ergibt sich allerdings nicht, daß 

die Entscheidung des Landesarbeitsgerichts auch im übrigen richtig ist. Die festge­

stellte Teilunwirksamkeit führt entgegen § 139 BGB nicht ohne weiteres zur Unwirk­

samkeit der gesamten Neuregelung. Angesichts der Umstände des Einzelfalles ist mit 

Sicherheit anzunehmen, daß der Widerruf vom 23. Dezember 1997 und die Neurege-
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lung der RL 98 auch ohne den Teil vorgenommen worden wäre, dessen Unwirksamkeit 

wegen fehlender Betriebsratsbeteiligung nunmehr feststeht. Es ging darum, im Interes­

se des Fortbestandes des Unternehmens möglichst schnell und bilanzwirksam die La­

sten der Altersversorgung zu reduzieren. Dies konnte auch allein durch eine wirksame 

sofortige Beendigung der weiteren Beitragszahlungen an die Pensionskasse und das 

Einfrieren der Anwartschaften aus der Unterstützungskassenversorgung auf den Wert 

vom 31. Dezember 1997 erreicht werden, die ohne Zustimmung des Betriebsrats mög­

lich waren.

VI. Soweit nach alledem der Widerruf künftiger Beitragsleistungen an die Ham­

burger Pensionskasse und weiterer Zuwächse bei der Zuschußkasse mitbestim­

mungsfrei möglich waren, kommt es für die Begründetheit der Klage auf die materielle 

Wirksamkeit dieses Teils des Widerrufs an. Insoweit bedarf es weiterer Sachaufklä­

rung.

1. Die Entscheidung des Landesarbeitsgerichts ist nicht deshalb zumindest im 

Ergebnis richtig, weil der Beschluß des Vorstandes der Zuschußkasse aus anderen 

Gründen insgesamt unwirksam wäre.

Es ist rechtlich unbedenklich, wenn im Vorstandsbeschluß vom 9. Juni 1998 

festgelegt wurde, die RL 97 seien wieder herzustellen, falls letztinstanzlich festgestellt 

werden sollte, daß der Widerruf vom 23. Dezember 1997 nicht rechtmäßig gewesen 

ist. Hiermit hat der Vorstand der Zuschußkasse lediglich einen rechtlichen Hinweis ge­

geben und die Änderung durch die RL 98 unter den Vorbehalt einer späteren Korrektur 

gestellt. Im übrigen können vereinsrechtliche Beschlüsse auch unter eine Bedingung 

gestellt werden, soweit dies der Beschlußgegenstand nicht ausnahmsweise aus­

schließt. Dies ist bei der Verschlechterung eines Versorgungswerks nicht der Fall.

2. Soweit die Verschlechterung des Versorgungswerks keinen betriebsverfas­

sungsrechtlichen Bedenken begegnet, kann der Senat ohne weitere tatsächliche Fest­

stellungen deren materiell-rechtliche Rechtfertigung weder bejahen noch verneinen.

Das Landesarbeitsgericht hat zwar bei kursorischer Prüfung des Vorbringens 

der Beklagten, das vom Kläger teilweise bestritten worden ist, angenommen, bei ord­

nungsgemäßer Beteiligung des Betriebsrates wäre der Widerruf durch die Rechtsvor­

gängerin der Beklagten materiell-rechtlich wirksam gewesen. Es hat jedoch nicht die 

genaue Rechtsgrundlage für die Beitragszahlung an die Pensionskasse und die sich 

daraus ergebenen Anforderungen an einen wirksamen Widerruf sowie die wirtschaftli-
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chen Bedingungen bei der früheren Arbeitgeberin des Klägers zum Zeitpunkt des Wi­

derrufs im einzelnen festgestellt. Dies wird nachzuholen sein.

3. Dabei sieht sich der Senat auf Grund der bisherigen Aktenlage zu folgenden 

Hinweisen veranlaßt.

a) Bislang spricht alles dafür, daß die Beitragszahlungen an die Hamburger Pen­

sionskasse, die ursprünglich tarifvertraglich geschuldet waren, seit 1981 auf der 

Grundlage von § 8 des Dienstvertrages des Klägers in Verbindung mit einer rechtsbe­

gründenden betrieblichen Übung erfolgt sind. Es wird zu prüfen sein, inwieweit der so 

entstandene Rechtsanspruch in das Versorgungswerk unter Einschaltung der Zu­

schußkasse eingebunden war, so daß für ihn auch die für dieses Versorgungswerk 

geltende Widerruflichkeit aus sachlich-proportionalen Gründen gelten würde. Soweit 

eine solche einheitliche betriebliche Versorgungsregelung, an welcher der Kläger nach 

§ 8 seines Dienstvertrages teilnehmen sollte, nicht bestanden hat, ist der Widerruf der 

Beitragszahlungspflicht nur wirksam, wenn sich die frühere Arbeitgeberin des Klägers 

zum Zeitpunkt ihres Widerrufs in einer existenzgefährdenden wirtschaftlichen Notlage 

befunden hat. In diesem Falle kommt - jedenfalls nach der bis zum 31. Dezember 

1998 geltenden Rechtslage - ein Widerruf wegen Wegfalls der Geschäftsgrundlage in 

Betracht (vgl. nur BAG 26. April 1988 - 3 AZR 277/87- BAGE 58, 167, 173 = AP 

BetrAVG § 1 Geschäftsgrundlage Nr. 3, zu III der Gründe mit Anm. Schulin).

b) Für den Widerruf von Zuwächsen bei der Versorgung unter Einschaltung der 

Zuschußkasse gilt ein anderer Eingriffsmaßstab. Nach dem bisherigen Akteninhalt 

spricht alles dafür, daß der Kläger ebenso wie die übrigen Mitarbeiter der Rechtsvor­

gängerin der Beklagten nur einen Anspruch auf Versorgungsleistungen nach Maßgabe 

der Versorgungsrichtlinien der Zuschußkasse erhalten hat. In diesen Anspruch konnte 

angesichts des Widerrufsvorbehaltes in § 2 RL 97 eingegriffen werden, wenn hierfür 

Gründe bestanden, deren Berücksichtigung verhältnismäßig war und schützenswertes 

Vertrauen nicht verletzte (vgl. hierzu im einzelnen BAG 17. April 1985 - 3 AZR 72/83 - 

BAGE 49, 57, 66 ff.; 17. März 1987 - 3 AZR 64/84 - BAGE 54, 261; 26. August 1997 - 

3 AZR 213/96- AP BetrAVG § 1 Besitzstand Nr. 14 = EzA BetrAVG § 1 Ablösung 

Nr. 16). Nach diesen Regeln, die auch für die Einstellung der Beitragszahlung an die 

Pensionskasse gilt, falls der Anspruch hierauf Teil der Unterstützungskassen- 

Versorgung ist, bedarf der Eingriff der Beklagten eines triftigen Grundes, weil der Wi­

derruf alle Steigerungen der Versorgungsanwartschaften nach dem 31. Dezember
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1997 verhindern will. Es soll weder zu dienstzeitabhängigen Zuwächsen kommen, 

noch zu dienstzeitunabhängigen auf Grund von Steigerungen des Berechnungsein­

kommens.

c) Die Beklagte hat nachvollziehbar eine eigene wirtschaftliche Notlage darge­

legt, die an sich den erklärten Widerruf rechtfertigen könnte. Arbeitgeberin und Versor­

gungsschuldnerin des Klägers war aber die co op Supermarkt GmbH, die auch den 

Widerruf erklärt hat. Sie muß einen ausreichenden Widerrufsgrund haben. Die frühere 

Arbeitgeberin des Klägers war jedoch zum Zeitpunkt des Widerrufs ein von der Be­

klagten abhängiges Tochterunternehmen. Deshalb kann die wirtschaftliche Lage der 

Beklagten eine mittelbare Bedeutung für die Rechtfertigung des Widerrufs haben. Die 

wirtschaftliche Notlage eines Mutterunternehmens kann auf Grund von Rechtspflichten 

oder tatsächlichen Abhängigkeiten des Tochterunternehmens auf dieses „durchschla­

gen“. Sie kann so zu wirtschaftlichen Schwierigkeiten und zur Widerrufsberechtigung 

des Tochterunternehmens führen. So kann etwa auf Grund von Arbeitsteilung eine 

Abhängigkeit des Tochterunternehmens vom Mutterunternehmen bestehen, auf Grund 

deren bei einer Insolvenz des Mutterunternehmens auch die Existenz des Tochterun­

ternehmens gefährdet wäre {vgl. BAG 18. April 1989 - 3 AZR 299/87 - BAGE 61, 273, 

282). Eine wirtschaftliche Notlage des Tochterunternehmens kann auf Grund der wirt­

schaftlichen Situation des Mutterunternehmens aber auch bei anderweitiger sehr enger 

wirtschaftlicher Verflechtung der beiden Unternehmen entstehen. Wird das Tochterun­

ternehmen beispielsweise im wesentlichen durch das Mutterunternehmen finanziert, 

würde bei Wegfall dieser Finanzierungsmöglichkeit mit Wahrscheinlichkeit auch beim 

Tochterunternehmen Insolvenz eintreten. Auch insoweit bedarf es weiterer Sachaufklä­

rung.

d) Soweit schließlich darauf hingewiesen wird, zum Zeitpunkt des Widerrufs ha­

be der Verkauf zahlreicher Filialen der früheren Arbeitgeberin des Klägers praktisch 

festgestanden, durch den Widerruf habe man nur einen günstigeren Verkaufspreis er­

zielen wollen, ist dieser Einwand für sich allein genommen nicht tragfähig. Er ist nur 

dann von Bedeutung und zieht die Berechtigung des Widerrufs in Zweifel, wenn der 

Verkauf auch ohne den Widerruf hätte durchgeführt werden können und mit dem dann
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realisierbaren Kaufpreis eine Chance zur Sanierung des Unternehmens bestanden 

hätte. Auch insoweit fehlen bisher tatsächliche Feststellungen.
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